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Hinsichtlich des Gesetzes zum Schutz elektronischer Patientendaten in der Telematikinfrastruktur - Patientendatenschutzgesetz - PDSG der Bundesregierung vom 31.03.2020, 16.16 Uhr

Die AG stimmt dem Anliegen grundsätzlich zu, jedoch sind aus jahrzehntelangen Erfahrungen auf dem Gebiet der Medizininformatik folgende Änderungen zwingend nötig:

I. Seite 1, 4. Absatz

Ab „Rund“ streichen bis „gesetzlich Versicherte“ und dafür ersetzen: „Alle Patienten unabhängig von deren Versicherungsmodus“,

Begründung: Allein nur die gesetzlich Versicherten zuzulassen, beschädigt das Recht der anderweitig oder gar nicht Versicherten gemäß Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland Artikel 1, Abs. (1), Artikel 2, Abs. (1) und Artikel 3 (Gleichheitsgrundsatz).
Auch leistet die Formulierung der Diskussion um die „Zwei-Klassen-Medizin“ Vorschub.

II. Seite 2, 1. bis 2. Zeile
Den Begriff „Gesundheitsdaten“ streichen und durch „Patientendaten“ ersetzen. (Streichung und Ersatz ist bis zur Seite 166 vorzunehmen.)
Begründungen:

Ad 1: Das Gesetz selbst nennt sich „Patientendatenschutzgesetz“.
Ad 2. „Patient: (Leidender) Kranker, der in ärztlicher Behandlung steht“ (vgl. diverse Wörterbücher zu Latein und Griechisch im deutschen Wortschatz).
Ad 3. „Gesundheit ist ein Zustand völligen körperlichen, geistigen und sozialen Wohlbefindens und nicht nur das Freisein von Krankheiten und Gebrechen.“ (s. WHO).
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III. Seite 2, 1. Absatz

Nach „Regelungen“ Punkt streichen und dafür fortsetzen: „gemäß dem Strafgesetzbuch durch den §203. Auch für Mitarbeiter von Dienstleistungsunternehmen, die patientenbezogene Daten bearbeiten, ist der obengenannte Paragraph einschließlich Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe einschlägig.“
Bemerkung:  Die Sächsische Ärztekammer hat den Sachverhalt in die Berufsordnung eingefügt (§9 Absatz 3 und Absatz 4).
IV. Seite 3, zu „Weiterentwicklung der elektronischen Patientenakte“ Anstrich „Patientensouveränität, 2. Satz

Nach „Der Versicherte entscheidet von Anfang an, (einfügen) ob er eine elektronische Patientenakte nutzen möchte oder nicht. Hierfür muss er seine ausdrückliche Zustimmung erteilen.“
V. Seite 3 „Patientensouveränität“

2. Satz: Ab „welche Daten“ bis Ende streichen.

Begründung: Die Details sind für eine nicht unbeträchtliche Anzahl von Patienten so nicht nachvollziehbar und aus juristischer Sicht als problematisch anzusehen.

VI. Seite 3 Verarbeitung der Daten zu Forschungszwecken

Zusatz: „Die folgenden Patientendaten sind zu anonymisieren: kein Name, kein Vorname, kein Geburtsdatum, keine Wohnanschrift. Dafür machbar: Alter, Geschlecht, ICD-Code für Diagnostik, Therapien im Klartext. Für weitere Angaben ist eine Genehmigung der Ärztekammer nötig.“
VII. „Zentrale Zuständigkeit“ S. 4

Bemerkungen zum Begriff „Sicherheit“. Gemeint ist mit hoher Wahrscheinlichkeit die sogenannte „qualifizierte elektronische Signatur“. Seit längerer Zeit ist eine kontroverse Diskussion dazu entbrannt. Es ging und geht um die Sicherheit der Daten z.B. auf den Heilberufsausweisen. So hatte der Chaos Computer Club (CCC) Anfang des Jahres 2020 massive Sicherheitslücken (s. Dt. Ärzteblatt, 117 12, B495 und Ärzteblatt Sachsen 5, 2020, S. 5) festgestellt. Selbst das Bundesverfassungsgericht hat sich auch aktuell kritisch dazu geäußert (BVerfG Beschluss 19. März 2020). Die AG hat den Prozess der qualifizierten elektronischen Signatur seit vielen Jahren beobachtet. Mit hoher Wahrscheinlichkeit tut sich das hochkomplizierte Verfahren schwer mit der Praxiseinführung. Es erscheint der AG wichtig, dass die Praxiseinführung durch ein Gremium kontrolliert wird, welches weit von „Lobbyverhalten“ entfernt ist. Auch beachte man, dass ggf. §203 StGB „Verletzung von Privatgeheimnissen“ droht.
VIII. „Zentrale Zuständigkeit“ S. 4

Begriff „Gesundheitskarte“ streichen und durch „Patientenkarte“ ersetzen, auch im folgenden Text bis S. 166.

Begründung: Der Begriff „Gesundheitskarte“ ist formaljuristisch nicht korrekt.
Beweis: Die neue elektronische Gesundheitskarte eGK/BMG vom 20.04.2020 spricht u.a. auf Seite 1 von „Diagnosen und Therapien“, auf Seite 2 von „Allergien und bedeutsame Vorerkrankungen“, auf Seite 3 von „Patientenakte“ und auf Seite 4 von „medizinische Daten“.
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IX. Seite 4, Gestaltung der Zugriffsberechtigungen

Hier ist eine Neuformulierung zwingend erforderlich. 

Begründung: Seit über tausend Jahren wissen die Patienten, dass ihre krankheitsbezogenen Daten bei dem Hausarzt durch die Schweigepflicht sicher sind. Auch bei einer Überweisung zu einem ärztlichen Kollegen sowohl ambulant als auch stationär und andere Gegebenheiten ist das der Fall.

Neuformulierung: „Gemäß der ärztlichen Schweigepflicht entsprechend §9 der (Muster)-Berufsordnung der Ärztinnen und Ärzte (MBO-A 1997) und §203 Strafgesetzbuch ist grundsätzlich niemand auf krankheitsbezogene Daten des Patienten zugriffsberechtigt. Eine Entbindung von der ärztlichen Schweigepflicht kann nur durch den Patienten erfolgen.“
X. Betreffend §307 bis §309 „Datenschutzrechtliche Verantwortlichkeiten“, S. 20 bis 22
Grundsätzlich gilt: Patientenbezogene Daten wie z.B. Diagnosen, Befunde sind nicht Gegenstand des Datenschutzgesetzes.
Es ist zu empfehlen, den Datenschutzbeauftragten des Bundes führend mit einzubeziehen. (Des guten Tons halber sei erwähnt, dass die AG vor geraumer Zeit sich gleichlautend an o.G. gewandt hatte, wobei bis dato keine Antwort bei uns eingetroffen ist.) Auf die Regelungen zur Strafbarkeit gemäß §203 StGB sei vorsorglich hingewiesen.
Stichtag:  13. Juni 2020
Dr. med. Dietmar Eckstein
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